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21.
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VIII ZR 394/12

22.
16. IX. 14 
XZR 61/13

INHALT
Seite

a) Für die Beurteilung, oh eine wesentliche Vertragsver­
letzung vorliegt, ist, wenn die Vertragswidrigkeit auf einer 
Abweichung von der vertraglich vereinbarten Beschaffenheit 
(Art. 35 Abs. 1 CISG) oder auf einer sonstigen Mangelhaf­
tigkeit (Art. 35 Abs. 2 CISG) beruht, nicht allein die Schwe­
re der Mängel entscheidend, sondern vielmehr, ob durch das 
Gewicht der Vertragsverletzung das Erfüllungsinteresse des 
Käufers im Wesentlichen entfallen ist. Kann er die Kaufsache, 
wenn auch unter Einschränkungen, dauerhaft nutzen, wird 
eine wesentliche Vertragsverletzung vielfach zu verneinen sein 
(Fortführung von BGFI, Urteil vom 3. April 1996 -  VIII ZR 
51/95, BGHZ 132, 290, 297 ff.).
b) Bei der Prüfung, ob eine Vertragsverletzung des Verkäu­
fers das Erfüllungsinteresse des Käufers im Wesentlichen ent­
fallen lässt, ist in erster Linie auf die getroffenen Parteiverein­
barungen abzustellen. Fehlen ausdrückliche Vereinbarungen, 
ist vor allem auf die Tendenz des UN-Kaufrechts Rücksicht 
zu nehmen, die Vertragsaufhebung zugunsten der anderen in 
Betracht kommenden Rechtsbehelfe, insbesondere der Min­
derung oder des Schadensersatzes zurückzudrängen. Die 
Rückabwicklung soll dem Käufer nur als letzte Möglichkeit 
(ultima ratio) zur Verfügung stehen, um auf eine Vertrags­
verletzung der anderen Partei zu reagieren, die so gewichtig 
ist, dass sie sein Erfüllungsinteresse im Wesentlichen entfallen 
lässt (im Anschluss an BGH, Urteil vom 3. April 1996 -  VIII 
ZR 51/95, aaO).
c) Die Aufrechnung von gegenseitigen Geldforderungcn, 
die aus demselben dem UN-Kaufrecht unterliegenden Ver­
tragsverhältnis entspringen, beurteilt sich nach konventi­
onsinternen Verrechnungsmaßstäben. Folge der konkludent 
oder ausdrücklich zu erklärenden Aufrechnung ist, dass die 
gegenseitigen Geldforderungen -  sofern keine Aufrech- 
nungsaussclilüsse vereinbart worden sind -  durch Verrech­
nung erlöschen, soweit sie betragsmäßig übereinstimmen 
(Weiterentwicklung von BGH, Urteile vom 23. Juni 2010 -  
VIII ZR 135/08, WM 2010, 1712 Rn. 24; vom 14. Mai 2014
-  VIII ZR 266/13, WM 2014, 1509 Rn. 18)...................................  258

a) Ist der Verletzungsbeklagte durch ein vorläufig vollstreck­
bares Urteil, gegen das Einspruch oder Berufung eingelegt 
worden ist, wegen Patentverletzung verurteilt, ist es grund­
sätzlich geboten, die Zwangsvollstreckung aus diesem Urteil 
gemäß § 719 Abs. 1 und § 707 ZPO gegen Sicherheitsleis­
tung einstweilen einzustellen, wenn das Klagepatent im Pa­
tentnichtigkeitsverfahren durch das Bundespatentgcricht für 
nichtig erklärt worden ist.
b) Unter den gleichen Voraussetzungen ist die Zwangsvoll­
streckung in entsprechender Anwendung von § 719 Abs. 1 
ZPO auch im Revisionsverfahren und im Verfahren der Be­
schwerde gegen die Nichtzulassung der Revision gegen Sicher­
heitsleistung einstweilen einzustellen. (»Kurznachrichten«).. 288
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23. a) Die Unterhaltsvorschusskasse kann wegen der gemäß § 7
17. IX. 14 Abs. 1 UVG auf sie übergegangenen Unterhaltsforderung An-
VII ZB 21/13 spräche des Schuldners gegen Dritte im Rahmen des § 850d

Abs. 1 Satz 1 ZPO als privilegierter Gläubiger ohne die sich 
aus § 850c ZPO ergebenden Einschränkungen zunächst plän- 
den und sich zur Einziehung überweisen lassen, wenn nicht 
feststeht, ob der Unterhaltsberechtigte von dem Schuldner 
Unterhalt nach § 7 Abs. 3 Satz 2 UVG verlangt.
b) Ein Verlangen von Unterhalt im Sinne des § 7 Abs. 3 Satz 2 
UVG ist insbesondere anzunehmen, wenn der Unterhaltsbe­
rechtigte den Schuldner im Wege der Zwangsvollstreckung 
auf Befriedigung seiner Unterhaltsforderung in Anspruch 
nimmt und insoweit einen Vollstreckungsantrag stellt. Der 
unmittelbar Unterhaltsberechtigte verlangt Unterhalt im Sin­
ne des § 7 Abs. 3 Satz 2 UVG außerdem dann, wenn er Unter­
haltsansprüche, die durch die Vollstreckung der auf die Unter­
haltskasse übergegangenen Forderungen nicht beeinträchtigt 
werden dürfen, gegenüber dem Schuldner gerichtlich oder 
außergerichtlich geltend macht und der Schuldner daraufhin 
Unterhaltsleistungen an ihn erbringt.
c) Die privilegierte Pfändung der Unterhaltsvorschusskas­
se nach § 850d ZPO ist nicht davon abhängig, dass diese im 
Vollstreckungsverfahren das Fehlen der nach § 7 Abs. 3 Satz 2 
UVG vorrangig zu berücksichtigenden Unterhaltsansprüche 
darlegt und gegebenenfalls nachweist.
d) Der am Vollstreckungsverfahren nicht beteiligte vorrangi­
ge Unterhaltsgläubiger kann den nach § 7 Abs. 3 Satz 2 UVG 
bestehenden Vorrang seines Unterhaltsanspruchs im Vollstre­
ckungsverfahren mit der Vollstreckungserinnerung nach § 766 
Abs. 1 ZPO geltend machen. Nach Abschluss des Vollstre­
ckungsverfahrens kann ihm gegen die pfändende Unterhalts­
kasse einBereicherungsanspruch auf Auskehrungdes Erlöses in 
Höhe der ihm zustehenden Unterhaltsforderung zustehen.... 293

24. a) Der Einwendungsdurchgriff gemäß §§ 358,359 BGB in der
30. IX. 14 bis zum 3. August 2011 geltenden Fassung setzt einen entgelt-
XI ZR 168/13 liehen Darlehensvertrag voraus.

b) Ein entgeltlicher Darlehens vertrag liegt nicht deshalb vor, 
weil der Darlehensgeber das zinslos gewährte Darlehen auf­
grund einer Vereinbarung mit dem Unternehmer nur teilweise 
an diesen auszahlt...................................................................................  302

25. Eine Stoffpreisgleitklausel des öffentlichen Auftraggebers
1. X. 14 von Bauleistungen ist überraschend und wird nicht Ver-
VII ZR 344/13 tragsbestandteil, wenn sie ohne ausreichenden Hinweis den

Auftragnehmer zur Vermeidung erheblicher Nachteile bei 
Stoffpreissenkungen dazu anhält, bereits bei seiner Kalkula­
tion von üblichen Grundsätzen abzuweichen.............................. 309

26. Der Anspruch der Gläubiger einer abhängigen Gesellschaft
7.X.  14 auf eine Sicherheitsleistung für Verbindlichkeiten, die bis
II ZR 361/13 zur Bekanntmachung der Eintragung der Beendigung des

Beherrschungs- oder Gewinnabführungsvertrags begründet, 
aber erst danach fällig werden, ist entsprechend den Nachhaf­
tungsregeln in §§ 26, 160 HGB und § 327 Abs. 4 AktG auf 
Ansprüche, die vor Ablauf von fünf Jahren nach der Bekannt­
machung fällig werden, begrenzt......................................................  317


